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Sehr geehrte angesprochene Person,

die niederländische Regierung erwägt mit Schreiben vom 2. Juni 2014 die Förderung von Schiefergas und erarbeitet in diesem Zuge eine sogenannte Strukturvision Schiefergas, die bis Anfang 2015 vorgelegt werden soll. Mit dieser soll dargelegt werden, ob und wenn ja, in welchen Gebieten in den Niederlanden eine Förderung von Schiefergas mit möglichst geringen Belastungen für Mensch, Natur und Umwelt möglich wäre. 

Ich bedanke mich für die Möglichkeit zur Stellungnahme auf Basis von Artikel 7.8 des niederländischen Umweltschutzgesetzes und beziehe hierzu wie folgt Stellung:

Ich lehne die Förderung von Erdgas aus konventionellen und unkonventionellen Lagerstätten mithilfe der Fracking-Technologie aus natur- und umweltpolitischen sowie aus energie- und klimapolitischen Gründen ab und fordere die niederländische Regierung auf, alle notwendigen rechtlichen Maßnahmen zu ergreifen, um den Schutz von Mensch, Natur und Trinkwasser sicherzustellen und dem Einsatz der Fracking-Technologie in den Niederlanden eine Absage zu erteilen. Eine Schiefergasförderung, auch mit möglichst geringen Belastungen für Mensch, Natur und Umwelt kann und darf es nicht geben, solange ein Restrisiko nicht absolut ausgeschlossen ist.
Hierzu müssen die gesetzlichen Rahmenbedingungen in den Niederlanden so angepasst werden, dass die Gefahren und Risiken der Gewinnung von Erdgas aus konventionellen Lagerstätten unterbunden werden. Für mich ist es absolut inakzeptabel, dass über die Erschließung unkonventioneller Lagerstätten nachgedacht wird, obwohl bereits die konventionelle Förderung erhebliche Risiken und Gefahren birgt und deren Folgeschäden heute immer wieder zu Tage treten. Dazu gehören in den Niederlanden vor allem Erdbeben, aber auch Grenzwertüberschreitungen von umwelttoxikologischen Substanzen und Schadstoffaustritt aus Lagerstättenleitungen sowie die Verpressung derartiger Stoffen in sensiblen Gebieten. Dies sind nur einige Beispiele dafür, dass der bisherige Rechtsrahmen in den Niederlanden lückenhaft ist, bereits die Gefahren und Risiken der Erschließung konventioneller Lagerstätten für Mensch und Natur zu bannen.
Im August 2011 hat das deutsche Umweltbundesamt ein Gutachten mit zahlreichen offenen Fragen zum Einsatz der Fracking-Technologie veröffentlicht.
 Diese wurden vom Sachverständigen Rat für Umweltfragen untermauert.
 Für Juli 2014 ist nun der zweite Teil des Gutachtens des Umweltbundesamtes zu den Umweltauswirkungen durch Fracking angekündigt. Der den deutschen Umweltverbänden im Januar vorgestellte Zwischenbericht zum Gutachten lässt den Schluss zu, dass weiterhin zu viele Fragen offen sind. Auch ist die Erforschung der Technologie mithilfe einiger weniger Forschungs- und Entwicklungsvorhaben (F&E) an ausgewählten Standorten aus meiner Sicht nicht zielführend, weil die Übertragbarkeit von F&E-Erkenntnissen auf andere Standorte aufgrund der unterschiedlichen Bedingungen vor Ort (Geologie, Grundwasser führende Schichten, Fließverhalten, Seismik etc.) nicht möglich ist. Damit werden auch nach der Veröffentlichung des UBA II-Gutachtens die weiterhin zahlreichen offenen Fragen nicht mithilfe einiger weniger F&E-Vorhaben zu beantworten sein. Eine wissenschaftliche Klärung ist damit nicht möglich! Jeder einzelne Bohrstandort würde zu einem neuen Test- und Experimentierfeld: Mit offenem Ausgang für die Gefahren und Risiken, denen Mensch, Natur und Trinkwasser ausgesetzt wären. Ich empfehle daher dringend, die Erkenntnisse der Gutachten des deutschen Umweltbundesamtes in den Niederlanden zu berücksichtigen.
Des Weiteren sind aus meiner Sicht folgende Punkte bei der Konzeption und Durchführung der Strategischen Umweltprüfung zwingend zu berücksichtigen: 
1. Ausschluss weiterer Gebiete von der Untersuchung

Neben den bisher vorgesehenen sensiblen Gebieten (NATURA 2000-Gebiete, Wassereinzugs- und Trinkwasserschutzgebiete, Städtische Bereiche etc.) sollten folgende Bereiche ebenfalls von der Untersuchung ausgeschlossen werden: 
a) Alle weiteren für den Naturschutz wichtigen Bereiche, die nach niederländischem Recht geschützt sind.

b) Für die Trinkwassergewinnung und die Nahrungsmittelproduktion bedeutenden Flächen.

c) Ehemalige Bergbaugebiete (sofern vorhanden), da sich Methan in den Stollen sammeln könnte und dann ein erhebliches Gefahrenpotenzial vorliegt.

Zudem ist die Einrichtung von Pufferzonen zum Schutz der sensiblen Gebiete zwingend erforderlich, da Fracking nicht vor Landes- oder Gebietsgrenzen halt macht.
2. Klimawirkung von Erdgas aus unkonventionellen Lagerstätten

Auch aus energie- und klimapolitischer Sicht lehne ich den Einsatz der Technologie ab. So spricht der enorme Energie- und Flächenverbrauch gegen den Einsatz der Fracking-Technologie. Statt auf fossile Energieträger sollte die niederländische Regierung auf verbindliche und ambitionierte Energie- und Klimaziele in Europa sowie auf mehr Energieeffizienz setzen. 

Zudem sollte eine Bilanzierung der aus der Förderung von Erdgas aus unkonventionellen Lagerstätten entstehenden Treibhausgasemissionen im Vergleich zu anderen fossilen Energieträgern und Erdgas aus konventionellen Lagerstätten vorgenommen werden, um die Klimaauswirkungen abschätzten zu können und um die Notwendigkeit der Förderung von Erdgas aus unkonventionellen Lagerstätten unter Berücksichtigung der entstehenden Umweltauswirkungen beurteilen zu können. Dabei sollten die Erfahrungen aus dem Gutachten des deutschen Umweltbundesamtes berücksichtigt werden. So sollte eine hypothetische Bilanzierung der aus der Förderung von Erdgas aus unkonventionellen Lagerstätten entstehenden Treibhausgasemissionen nachvollziehbar, klar und transparent die eingeflossenen Daten offen legen. Doch selbst wenn die hypothetisch gemachte Bilanzierung für Erdgas aus unkonventionellen Lagerstätten positiv gegenüber anderen fossilen Energieträgern und konventionellen Lagerstätten ausfällt, sind die effektive Klimawirkung von Schiefergas angesichts globaler Verdrängungseffekte und der Konkurrenzkampf um Investitionsmittel in den Energiemix der Zukunft bei Entscheidung um die Fracking-Technologie zwingend zu berücksichtigen. Ich sehe allerdings aus der Zwischenergebnissen des UBA-Gutachtens weder eine energie- noch klimapolitische Notwendigkeit auf Erdgas aus unkonventionellen Lagerstätten zurückzugreifen. 
3. Der Einsatz umwelttoxischer Substanzen ist auszuschließen

Der Einsatz umwelttoxischer Substanzen zur Aufsuchung und Gewinnung unkonventioneller Lagerstätten für Erdgas ist auszuschließen, da anderenfalls unabsehbare Folgen für die Umwelt resultieren. Aus meiner Sicht sind die Gefahren und Risiken aber auch dann nicht gebannt, wenn es keinen Einsatz von umwelttoxikologischen Stoffen im Rahmen der Anwendung der Fracking-Technologie gäbe! So können erst durch die Anwendung der Technologie natürlich im Boden gebundene umwelttoxikologische Stoffe freigesetzt werden und eine Gefahr für Mensch, Natur und Trinkwasser darstellen. Zudem sollten zunächst die Gefahren und Risiken zur Förderung von Erdgas aus konventionellen Lagerstätten gebannt werden (siehe oben).

4. Risiken verschiedener Verfahren untersuchen und bewerten

Da es verschiedene Verfahren gibt, die bei der Förderung von Erdgas aus unkonventionellen Lagerstätten zu Anwendung kommen können, sind diese im Hinblick auf ihre unterschiedlichen Umweltauswirkungen zu untersuchen und wissenschaftlich zu bewerten.

5. Auswirkungen von „worst-case-Szenarien“ und des nicht-bestimmungsgemäßen Betriebs berücksichtigen

Im Zuge der Untersuchungen der Umweltauswirkungen ist es zwingend erforderlich, grundsätzlich die Auswirkungen von „worst-case-Szenarien“ zu betrachten. (In den Unterlagen ist bisher nur die Betrachtung „bei Bedarf“ vorgesehen).

Außerdem sind auch die Auswirkungen eines nicht-bestimmungs-gemäßen Betriebs / eines Störfalles mit zu untersuchen. Erfahrungen mit zahlreichen Projekten zur Energiegewinnung zeigen immer wieder, dass sich erhebliche negative Auswirkungen im Rahmen von Unfällen und Leckagen ergeben. Dafür gibt es zahlreiche aktuelle Beispiele in Niedersachsen, so zuletzt eine Leckage am 29.7.2014 bei einer Erdölförderung in Osterwald/Georgsdorf, bei der Lagerstättenwasser und Rohöl austrat. Da mit solchen Störfällen immer gerechnet werden muss, sind ihre Auswirkungen auch mit in die Strategische Umweltprüfung einzubeziehen. Bei allen genehmigten Vorhaben muss daher der Betreiber von Erkundungs- und Gewinnungsanlagen ein Notfallkonzept erstellen, in dem mögliche Gefahrenszenarien und dazu passende Vermeidungs- und Lösungsstrategien dargestellt werden. Fracking wird auch bei bester wissenschaftlicher und technischer Absicherung eine riskante Technologie bleiben, sodass Notfallpläne unabdingbar sind.

6. Zusammenwirken mit anderen Projekten berücksichtigen

Da die Auswirkungen der Förderung von Erdgas aus unkonventionellen Lagerstätten nicht kleinräumig beschränkt sind, sind auch kumulative Wirkungen und verstärkende Effekte im Zusammenwirken mit anderen Vorhaben, wie beispielsweise der Erdölförderung zu berücksichtigen. Dies gilt im besonderen Maße für die vorgesehene FFH-Verträglichkeitsprüfung.

7. Bewertungsgrundlage der Umweltauswirkungen für Deutschland fehlt

In den Planungsunterlagen wird dargestellt, dass die Umweltbewertung in zwei Schritten erfolgen soll: Zuerst sollen die potentiellen Umweltauswirkungen auf die unterschiedlichen Landschaftstypen und dann auf die tatsächlichen Teilgebiete dargestellt und bewertet werden. In Anhang 3 befindet sich eine Darstellung der verschiedenen Landschaftstypen. Diese scheint sich aber nur auf die Niederlande zu beziehen. Entsprechende Angaben sind auch für die betroffenen, grenznahen Bereiche in Deutschland erforderlich.

Abschließend fordere ich ein klares Verbot der Fracking-Technologie in den Niederlanden um die Gefahren und Risiken für Mensch, Natur und Wasser für die Gewinnung fossiler Energieträger, ob konventionelle oder unkonventionell, zu bannen. Die Erfahrungen der derzeitigen Genehmigungspraxis zur Gewinnung von Erdgas aus konventionellen Lagerstätten sowie zur Erkundung von unkonventionellen Lagerstätten haben gezeigt, dass die derzeitige Rechtslage Risiken und Gefahren nicht hinreichend auszuschließen vermag und somit erheblicher Anpassungsbedarf der derzeitigen Rechtspraxis besteht. Um sämtliche Gefahren und Risiken für Mensch, Natur und Wasser auszuschließen, sollte Fracking grundsätzlich untersagt werden. 

Mit freundlichen Grüßen
Vorname, Nachname
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� http://www.umweltbundesamt.de/themen/wasser/gewaesser/grundwasser/nutzung-belastungen/fracking
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